
 

 

Errichtung und Betrieb einer Abfallbehandlungsanlage  
in 16727 Velten 

    
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt  

Vom 13. August 2024 
 
 

Die Firma b.i.o. bodenreinigungsanlage in oberhavel GmbH, Kanalstraße 12 in 16727 Velten 
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf 
dem Grundstück Kanalstraße 12 in 16727 Velten in der Gemarkung Velten, Flur 10, Flurstücke 
370 und 371, einen Komplex mehrerer Abfallbehandlungsanlagen zu errichten und zu 
betreiben.  
 
Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. 
 
Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den Betrieb von 
Abfallbehandlungsanlagen für gefährliche und nicht gefährliche Abfälle auf einem circa 38.000 
m² großen Grundstück an dem industriell geprägten Standort Kanalstraße 12 im Innenbereich 
der Stadt Velten. Zur Anlage gehört die bestehende Umschlagstelle am Veltener Stichkanal. 
Zur Genehmigung beantragt sind eine mikrobiologische Reinigungsanlage in der  
geschlossenen Behandlungshalle 1 mit Rampe und Luftschleieranlage, eine Waschanlage für 
verunreinigte Böden in der Behandlungshalle 2, eine Mischanlage für die physikalische 
Behandlung (Vermischung, Verfestigung) von Abfällen zur Herstellung der Versatzfähigkeit, 
eine Brech- und Siebanlage, Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen, bestehend aus  
überdachten Lagerbereichen und Freilager, und eine Umschlagsanlage sowie die 
gemeinsamen technischen Einrichtungen – Wasserreinigungsanlage mit Rückhaltebecken 
und Reinwasserbehältern, Abluftreinigungsanlage, Fahrzeugwaage, Reifenwaschanlage und 
Büro- und Sozialgebäude. Die Anlagen werden alternativ für den Umschlag, die Behandlung 
und Zwischenlagerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen genutzt. Der 
Anlagenbetrieb ist werktags im Zeitraum von 6 bis 22 Uhr vorgesehen.   
 
Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.1.1 GE in Verbindung mit den 
Nummern 8.6.2.1 GE, 8.7.1.1 GE, 8.7.2.1 GE, 8.11.1.1 GE, 8.11.2.1 GE, 8.11.2.3 GE, 8.11.2.4 
V, 8.12.1.1 GE, 8.12.2 V, 8.15.1 G, 8.15.3 V des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 8.3.1 
X der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Weiterhin fällt das Vorhaben gemäß § 3 der 4. BImSchV unter die Industrieemissions-
Richtlinie. 
 
Für das Vorhaben ist die Zulassung auf vorzeitigen Beginn gemäß § 8a BImSchG für folgende 
Maßnahmen beantragt: 
- Errichtung der Behandlungshallen 1 und 2 
- Errichtung des Regenrückhaltebeckens 
- Errichtung der Überdachung der Lagerboxen 
- Errichtung der Abluftreinigungshalle 
- Errichtung der Bodenwaschanlage 
- Errichtung der Mischanlage  
- Funktionstests der einzelnen Aggregate zur Prüfung der Betriebstüchtigkeit. 
 
Die Inbetriebnahme der Anlage ist im November 2024 vorgesehen. 
 
Auslegung 
 
Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforderlichen Unterlagen werden einen 
Monat vom 21. August 2024 bis einschließlich 20. September 2024 über das 



 

 

länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal unter https://www.uvp-verbund.de/ 
zugänglich gemacht. 
 
Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur 
Verfügung gestellt zu bekommen. 
 

Es wurde ein Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-
Bericht) vorgelegt, dieser ist Bestandteil der veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen. 
 
Die veröffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten insbesondere Angaben zu den zu 
erwartenden Umweltauswirkungen. Hierzu gehören insbesondere die Immissionsschutz-
Gutachten zur Ermittlung und Beurteilung der von den beantragten Anlagen ausgehenden 
Staubbelastung, eine Schallimmissionsprognose, eine Geruchsimmissionsprognose, eine 
Immissionsprognose zur Berechnung der Schornsteinhöhe, ein Konzept zur Verhinderung von 
Störfällen, ein Brandschutznachweis und die Unterlagen zum Naturschutz, wie die Kartierung 
und Einschätzung gesetzlich geschützter Biotope - Artenschutzrechtliche Prüfung. Weiterhin 
ist die Relevanzprüfung zu dem Erfordernis eines Ausgangszustandsberichts über Boden und 
Grundwasser dem Antrag beigefügt.  
 
Einwendungen 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Einwendungsfrist vom 21. 
August 2024 bis einschließlich 21. Oktober 2024 unter Angabe der Vorhaben-ID 
022.00.00/21 schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle West, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam erhoben werden. 
Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen 
ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal unter Angabe der oben 
genannten Vorhaben-ID verwendet werden unter: 
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen. 
 
Erörterungstermin 
 
Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwendungen erhoben werden, 
entscheidet die Genehmigungsbehörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser Entscheidung kein 
Erörterungstermin statt, so wird dies nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen 
keine form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin. 
 
Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 6. November 2024 um 10 Uhr im 
Kommunikationszentrum der Stadt Velten, Viktoriastraße 12 in 16727 Velten. Dieser 
Termin dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern, 
soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein kann. 
Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre 
Einwendungen gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem Antragsteller zu erläutern. 
Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin 
an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die form- und 
fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. 
 
Hinweise 
 
Eine Eingangsbestätigung auf die schriftlich oder per E-Mail erhobenen Einwendungen wird 
nicht vorgenommen. Bei Verwendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische 
Eingangsbestätigung. 

https://www.uvp-verbund.de/
https://lfu.brandenburg.de/einwendungen


 

 

 
Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbehörden, deren Aufgabenbereich 
berührt wird, bekannt zu geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur 
ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind.  
 
Eine gesonderte Einladung zum Erörterungstermin erfolgt nicht.  
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden. 
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